MARKT PEISSENBERG

NIEDERSCHRIFT UBER DIE OFFENTLICHE
SITZUNG DES MARKTGEMEINDERATES

Sitzungsdatum: Mittwoch, 24.01.2024, Beginn: 18:30 Uhr, Ende 20:40 Uhr
Ort: im Sitzungssaal des Rathauses

Anwesend:

Vorsitzender

Herr Frank Zellner

Marktgemeinderéate

Herr Thomas Bader sen.
Herr Matthias Bichlmayr
Herr Michele D" Amico
Frau Ursula Einberger
Herr Jirgen Forstner
Herr Robert Halbritter
Herr Anton Hock

Herr Georg Hutter jun.
Herr Hubert Mach

Herr Rudi Mach

Herr Simon Mooslechner
Frau Katrin Neumayr
Herr Robert Pickert

Frau Patricia Punzet
Herr Christian Quecke
Herr Matthias Reichhart
Herr Stefan Riel3enberger
Frau Sandra RoR3le

Herr Bernd Schewe
Herr Dr. Philipp Schwarz
Herr Walter Wurzinger
Frau Cornelia Wutz

Personal

Herr Andreas Fischer

Herr Ludwig Hanakam
Herr Michael Liedl

Herr Stefan Probstl

Frau Johanna Thalhammer
Frau Birgit Thaller

weitere Anwesende:

Presse: Hr. Jepsen / WM-Tagblatt

Besucher: 9
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Gaste/Fachleute: NRT Planungsbiiro / Herr Gebhardt, Frau Lebedicker

Abwesend:

Marktgemeinderéate

Frau Annette Daiber
Herr Maximilian Maar

TAGESORDNUNG

3.1

3.2

Offentlich
Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 13.12.2023 (6.T.)

Bekanntgabe von Beschlissen aus der nichtéffentlichen Plenarsitzung vom
13.12.2023

Vom Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschuss vorbehandelte
Gegenstande

Vollzug des BauGB; 8. Anderung des Flachennutzunsplanes im Bereich
"Aul3ere LudwigstralRe/Alter Bahnhof"; Billigung der Vorentwurfsplanung

Vollzug des BauGB: 1. Anderung des Bebauungsplanes "Rigistraie":
Anderung des Aufstellungsbeschlusses und Billigung der Entwurfsplanung

Vollzug des BauGB; 2.Anderung des B-Plan "PKG-Gelande an der
Hochreuther Stral3e"; Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen;
Fortfihrung des Verfahrens

Kenntnisgaben
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Erster Blrgermeister Frank Zellner er6ffnet um 18:30 Uhr die Offentliche Sitzung des
Marktgemeinderates, begruf3t alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemafRe Ladung und
Beschlussfahigkeit des Marktgemeinderates fest.

Gegen die Tagesordnung werden keine Einwendungen erhoben.

Offentlich

MGR Forstner stellt einen Antrag zur Geschéaftsordnung, den Tagesordnungspunkt 4 (6.T.) —
Vollzug des BauGB; 2. Anderung des B-Plan ,PKG-Gelénde an der Hochreuther StralRe®;
Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen; Fortfiihrung des Verfahrens — von der
Tagesordnung zu nehmen. Grund hierfir ist, dass die sehr umfangreichen Unterlagen erst am Tag
vor der Marktgemeinderatssitzung den Marktgemeinderaten zur Verfiigung gestellt wurden. Eine
Einarbeitung in den Sachstand ist in dieser kurzen Zeit bei diesem umfanglichen Sachverhalt bis
zur Sitzung nicht mehr moglich. Der Antrag wird kontrovers im Plenum diskutiert.

Beschluss:

Der Marktgemeinderat stimmt der Absetzung des Tagesordnungspunktes 4 (6.T.) zu.
(Damit bleibt der Tagesordnungspunkt 4 (6) auf der Tagesordnung und wird behandelt)

Abstimmungsergebnis: 6:17

1 Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 13.12.2023 (6.T.)

Die Sitzungsniederschrift vom 13.12.2023 (6.T.) wird einstimmig genehmigt.

2 Bekanntgabe von Beschlliissen aus der nichtoffentlichen
Plenarsitzung vom 13.12.2023

Keine Bekanntgaben

3 Vom Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschuss vorbehandelte
Gegenstande

3.1 Vollzug des BauGB; 8. Anderung des Flachennutzunsplanes im
Bereich "AuRere LudwigstraRe/Alter Bahnhof"; Billigung der
Vorentwurfsplanung

Sachverhalt:

In der Sitzung vom 13.12.2023 hat der Marktgemeinderat Pei3enberg die Aufstellung der 8.
Anderung des Flachennutzungsplanes im Bereich ,Auere LudwigstraRe/Alter Bahnhof* im
dargestellten Geltungsbereich beschlossen. Durch die Anderung des Flachennutzungsplanes soll
die geplante Bebauung im Bereich des Flurstiicks 2427/8 mit den Vorgaben des
Flachennutzungsplanes tbereinstimmen.

Die Angerung des Flachennutzungsplanes erfolgt im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB mit
der 2. Anderung des Bebauungsplanes ,Aufiere Ludwigstrae/Alter Bahnhof*.

Der Verwaltung liegt ein Vorentwurf in der Fassung vom 30.11.2023 vor.
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Legende Planzeichen:
mm = Grenze des raumlichen Geltungsbereiches EB

E Wohnbaufliche Lageplan 1:500

- Private Griinfliche

[ ] Landwirtschaftiiche Flsche

Ziel der Planung ist die Schaffung der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine
Wohnbebauung des Grundstticks FI. Nr. 2427/8 im rlickwartigen Bereich LudwigstralRe 61. Es soll
jedoch nicht eine Bebauung in 2. Reihe geschaffen werden, sondern eine geordnete Grenze der
Bebauung mit der Ausbildung eines Ortsrands als Ubergang zur freien Landschaft.

Durch die Planung sollen die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fiir den Neubau eines
Einfamilienhauses und Erweiterung eines bestehenden Einfamilienhauses geschaffen werden.
Dies dient dazu, den Bedarf der ortsansassigen Bevolkerung nach Wohnraum zu decken, um dem
Bevolkerungsriickgang im landlichen Raum entgegenzuwirken

Beschluss des Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschusses:

Der Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschuss nimmt den dargestellten Sachverhalt zur
Kenntnis.

Der Ausschuss empfiehlt die Billigung des Vorentwurfes in der Fassung vom 30.11.2023 bzgl. der
8. Anderung des Flachennutzungsplanes im Bereich der ,Auf3eren Ludwigstrae/Alter Bahnhof*
mit dem dargestellten Geltungsbereich.
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Das Verwaltungsverfahren soll mit der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1
BauGB und der friihzeitigen Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
gem. 8 4 Abs. 1 BauGB fortgesetzt werden.

Abstimmungsergebnis: 11:0

Beschlussvorschlag:

Der Marktgemeinderat PeiRenberg nimmt den dargestellten Sachverhalt zur Kenntnis.

Der Marktgemeinderat beschlie3t die Billigung des Vorentwurfes in der Fassung vom 30.11.2023
bzgl. der 8. Anderung des Flachennutzungsplanes im Bereich der ,Aul’eren LudwigstralRe/Alter
Bahnhof* mit dem dargestellten Geltungsbereich.

Das Verwaltungsverfahren soll mit der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1
BauGB und der friihzeitigen Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange
gem. 8§ 4 Abs. 1 BauGB fortgesetzt werden.

Abstimmungsergebnis: 23:0

3.2 Vollzug des BauGB: 1. Anderung des Bebauungsplanes "Rigistrake":
Anderung des Aufstellungsbeschlusses und Billigung der
Entwurfsplanung

Sachverhalt:

Der Marktgemeinderat PeiRenberg fasste in seiner Sitzung vom 26.07.2023 den
Aufstellungsbeschluss zur 1. Anderung des Bebauungsplanes ,Rigistrae* furr die Flurstiicke
3156/2, 3156/19, 3156/18 und einen Teilbereich des Flurstiicks 3156/20 (Auerbergstralie) in der
Gemarkung Peil3enberg.

Im Laufe der Detailplanung stellten sich allerdings Schwierigkeiten bzgl. der gemeinsamen
Anderung der drei Flurstliicke 3156/2, 3156/19, 3156/18 heraus. Ein durchgehendes Baufenster fir
eine 2. Reihe ist aus topografischen Griinden nicht ohne weiteres moglich.

Das Grundsttick mit der Flurnummer 3156/2 ist nicht vergleichbar, da eine Bebauung im hinteren
Teil des Grundstiicks bereits vorliegt. Eine weitere Bebauung des Grundstiicks ware aus
raumlichen Grinden stadtebaulich problematisch.

Das Grundsttick mit der Flurnummer 3156/18 liegt zum einem teilweise im Hochwasserbereich
HQextrem.

Dariiber hinaus wurden die Grundstiickseigentiimer schriftlich tiber die geplante Anderung des
Bebauungsplanes informiert. Die Eigentiimer beide Grundstlcke teilten jedoch telefonisch mit,
dass von ihrer Seite kein Interesse an einem weiteren Baufenster besteht.

Dementsprechend wird vorgeschlagen den Geltungsbereich der Bebauungsplananderung zu
reduzieren um das Verfahren weiterfihren zu kénnen.

Der gednderte Umgriff bezieht sich damit nur noch auf die Flurnummern 3156/19 und einen Teil
der Flurnummer 3156/20 (Auerbergstralie), Gemarkung Peil3enberg.

Der Verwaltung liegt jetzt eine Entwurfsplanung in der Fassung vom 15.01.2024 vor.
Der Geltungsbereich der Anderung ergibt sich aus der unten folgenden Darstellung.
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Die dargestellte Entwurfsplanung sieht ein weiteres Baufenster im riickwartigen Bereich des
Grundstucks vor. Die Festsetzungen orientieren sich am bereits bestehenden Bebauungsplan
,Rigistrale®. Die Hohenentwicklung des geplanten Bauvorhabens wurde jedoch separat fur das
Grundstuicks festgesetzt, da das Grundstiick ein erhebliches Gefalle aufweist. Dies soll
sicherstellen, dass sich das ruckwartige Gebaude mit dem bereits bestehenden Gebaude einflgt.
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Beschluss des Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschusses:

Der Bau-, Planungs-, Verkehrs- und Umweltausschuss nimmt den dargestellten Sachverhalt zur
Kenntnis.

Der Ausschuss empfiehlt die Anderung des Aufstellungsbeschlusses vom 26.07.2023 und die
Aufstellung der 1. Anderung des Bebauungsplanes ,Rigistrale* mit dargestelltem Geltungsbereich.

Darlber hinaus empfiehlt der Ausschuss die Billigung der vorgelegten Entwurfsplanung mit den
dargestellten Festsetzungen in der Fassung vom 15.01.2024.
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Abstimmungsergebnis: 11:0

Beschlussvorschlag:

Der Marktgemeinderat Pei3enberg nimmt den dargestellten Sachverhalt zur Kenntnis.

Der Marktgemeinderat beschlief3t die Anderung des Aufstellungsbeschlusses vom 26.07.2023 und
die Aufstellung der 1. Anderung des Bebauungsplanes ,Rigistralle” mit dargestelltem
Geltungsbereich.

Daruber hinaus beschliel3t der Gemeinderat die Billigung der vorgelegten Entwurfsplanung mit den
dargestellten Festsetzungen in der Fassung vom 15.01.2024.

Abstimmungsergebnis: 23:0

4 Vollzug des BauGB; 2.Anderung des B-Plan "PKG-Gelande an der
Hochreuther StralRe"; Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen;
Fortfihrung des Verfahrens

Sachverhalt:

Bis zur Sitzungseinladung konnte noch keine Sitzungsvorlage mit den erforderlichen
Sitzungsunterlagen erarbeitet werden. Die Unterlagen werden nachgereicht. Die Verwaltung bittet
dazu um Verstandnis.

Folgender Sachverhalt wird ergdnzend nachgereicht:

Der Aufstellungsbeschluss fiir die 2. Anderung des Bebauungsplanes ,PKG-Gelande an der
Hochreuther StrafRe” wurde in der Sitzung vom 29.03.2023 gefasst und vom 04.04.2023 bis
16.05.2023 bekannt gemacht.

Der Antrag des Vorhabentragers zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
nach § 12 BauGB wurde in der gleichen Sitzung zugestimmt.

Durch die Anderung des Bebauungsplanes sollen die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen
fur die Errichtung einer Gewerbehallte geschaffen werden. Die Anderung erfolgt im beschleunigten
Verfahren gem. § 13a BauGB (Bebauungsplane der Innenentwicklung)

In der Sitzung des Marktgemeinderates vom 05.07.2023 wurde die vorgelegte Entwurfsplanung fir
die 2. Anderung gebilligt. Die Bekanntmachung uiber die 6ffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2
BauGB i. V. m. § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB und Beteiligung der Behdrden und sonstige Trager
offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte vom 20.07.2023 bis 11.09.2023. Die
Beteiligungsfrist lief vom 31.07.2023 bis 08.09.2023 (Wasserwirtschaftsamt Weilheim:
Fristverlangerung von 2 Wochen (Telefonat, E-Mail v. 31.08.2023).

In dieser Zeit sind folgende Stellungnahmen eingegangen:

Stellungnahmen wurden angefordert von:

Regierung von Oberbayern

Planungsverband Region Oberland

Regierung von Oberbayern/Bergamt von Stidbayern
Handwerkskammer fir Miinchen und Oberbayern
IHK fir Minchen und Oberbayern

aprwdE
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6. LRA Weilheim-Schongau/Brandschutzdienststelle
7. Wasserwirtschaftsamt Weilheim

8. LRA Weilheim-Schongau/technischer Umweltschutz
9

LRA Weilheim-Schongau/Fachlicher Naturschutz, Gartenkultur und Landespflege

10. Staatliches Bauamt Weilheim

11. Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung Weilheim i.OB
12. Raumordnung, Landes- und Regionalplanung der Regierung von Oberbayern
13. Bayrisches Landesamt fiir Denkmalpflege

14. Bergrechteverwaltung

15. Gemeinde Polling

16. Gemeinde Bo6bing

17. Gemeinde Oberhausen

18. Gemeinde HohenpeilRenberg

19. Gemeinde Wessobrunn

20. Eisenbahn-Bundesamt

21. Peissenberger Kraftwerks GmbH

22. Gemeindewerke Peil3enberg

23. DB Netz AG

Stellungnahmen ohne Bedenken oder Anrequngen haben abgegeben:

6. LRA Weilheim-Schongau/Brandschutzdienststelle 05.09.2023
10. Staatliches Bauamt Weilheim 26.07.2023
16. Gemeinde Bobing 20.07.2023
19. Gemeinde Wessobrunn 24.07.2023
17. Gemeinde Oberhausen 03.08.2023

Stellungnahmen mit Bedenken oder Anregungen haben vorgebracht:

2. Planungsverband Region Oberland 11.09.2023

3. Regierung von Oberbayern/Bergamt von Stidbayern 25.08.2023

4. Handwerkskammer flir Minchen und Oberbayern 08.09.2023

5. IHK fiir Minchen und Oberbayern 24.08.2023

7. Wasserwirtschaftsamt Weilheim 19.09.2023

8. LRA Weilheim-Schongau/technischer Umweltschutz 07.08.2023

9. LRA Weilheim-Schongau/Fachlicher Naturschutz, Gartenkultur und Landespflege 29.08.2023
12. Raumordnung, Landes- und Regionalplanung der Regierung von Oberbayern 08.09.2023
13. Bayrisches Landesamt fiir Denkmalpflege 23.08.2023
14. Bergrechteverwaltung 24.07.2023
20. Eisenbahn Bundesamt 01.08.2023
21. PeilRenberger Kraftwerkgsgesellslchaft mbH 02.08.2023
22. Gemeindewerke PeiRenberg 26.08.2023

LRA Weilheim-Schongau/Bauverwaltung 08.09.2023
LRA Weilheim-Schongau/Wasserrecht 04.09.2023
LRA Weilheim-Schongau/Stadtebau 05.09.2023
Keine Stellungnahmen haben abgegeben:
1. Regierung von Oberbayern

11. Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung Weilheim i.OB

15. Gemeinde Polling

18. Gemeinde HohenpeiBenberg

23. DB Netz AG

2. Planungsverband Region Oberland vom 11.09.2023
| Stellungnahme | Fachliche Wirdigung/Abwagung
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(...) schlieRen wir uns der Stellungnahme der héheren
Landesplanungsbehérde vom 06.09.2023 an.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Abwagung siehe Stellungnahme Nummer 12
Raumordnung, Landes- und Regionalplanung

der Regierung von Oberbayern.

3.Regierung von Oberbayern — Bergamt Sudbayern vom

25.08.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung/Abwéagung

Aus Sicht des Bergamtes Siidbayern bestehen keine
Einwendungen gegen die 2. Anderung des Bebauungsplans fiir
das ,PKG-Gelande an der Hochreuther Stralle”. Bergrechtliche
Belange werden durch die Mal3nahme nicht berihrt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen und als Zustimmung zur Planung

gewertet.
Eine Anderung der Planung ergibt sich
daraus nicht.

4. Handwerkskammer fur Minchen und Oberbayern vom

08.09.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung/Abwéagung

Soweit die Planung zur Neustrukturierung des Geldndes in
Abstimmung mit den durch die Bebauungsplandnderung
unmittelbar betroffenen Parteien geplant und ein

Einvernehmen auch mit den Betreibern der im Gebiet sowie

angrenzend vorhandenen Gewerbe- und
Handwerksbetriebe gefunden wurde, kann das Planvorhaben
von Seiten der Handwerkskammer flr Miinchen und
Oberbayern nur ausdriicklich lobend hervorgehoben werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen und als Zustimmung zur
Planung gewertet. Einige angrenzende
Gewerbe- und Handelsbetriebe wurden
bereits frihzeitig Uber die Planungen
informiert. Darliber hinaus bietet die
frilhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit
jedem Betroffenen die Mdglichkeit eine
Stellungnahme zu den Planungen
abzugeben. Eine Anderung der Planung
ergibt sich daraus nicht.

5. IHK fir Minchen und Oberbayern vom 24.08.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung/Abwéagung

(...) aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft ist es ausdriicklich
zu begriRen und zu befiirworten, dass mit diesem
Planvorhaben zusatzliche gewerbliche Bau- und
Erweiterungsflachen nach § 8 BauNVO geschaffen werden um
einem bereits ortsansassigen Gewerbebetrieb
Entwicklungsmoglichkeiten zu bieten. Der vorliegenden 2.
Anderung des Bebauungsplans "PKG-Gelande an der
Hochreuther Straf3e" k6nnen wir zustimmen.

Rein vorsorglich weisen wir darauf hin, dass - insbesondere
durch den Bau einer Kindertagesstatte - keine
immissionsschutzrechtlichen Konflikte mit der im Umkreis
des Plangebietes befindlichen gewerblichen Nutzungen
entstehen dirfen, die in der Folge zu Einschrankungen fur die
ansassigen Betriebe fuhren kdonnten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen und als Zustimmung zur
Planung gewertet.

Es handelt sich um einen reinen
Betriebskindergarten fir den
Gewerbebetrieb und somit um einen Teil
der gewerblichen Nutzung. Dieser ist
bewusst auf der Westseite der Bebauung
situiert. Seine Immissionen richten sich
daher nach Westen zum
Regenrtckhaltebecken.
Immissionsschutzrechtliche Konflikte in
Bezug auf bestehende Gewerbebetriebe
sind daher nicht zu erwarten.

7. Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 19.09.2023 mit Ergdnzung vom 15.11.2023

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 24.01.2024
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Stellungnahme

Fachliche Wirdigung/Abwagung

Unter Beachtung der nachfolgenden Stellungnahme bestehen
aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken gegen die
vorliegende Bauleitplanung.

1. Sonstige fachliche Hinweise und Empfehlungen

Die Belange des Hochwasserschutzes und der —vorsorge,
insbesondere die Vermeidung und Verringerung von
Hochwasserschéaden, sind in der Bauleitplanung zu
bertcksichtigen (81 Abs. 6 Nr. 12, Abs. 7 BauGB). Das StMUV
hat gemeinsam mit dem StMB eine Arbeitshilfe ,Hochwasser-
und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung® herausgegeben,
wie die Kommunen dieser Verantwortung gerecht werden
kénnen und wie sie die Abwéagung im Sinne des
Risikogedankens und des Risikomanagements fehlerfrei
ausliben kénnen. Es wird empfohlen, eine Risikobeurteilung auf
Grundlage dieser Arbeitshilfe durchzufiihren, s.
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwas
ser/doc/arbeitshilfe.pdf.

1.1 Oberirdische Gewasser

Zu Punkt 1.1.1:

Das Vorhaben liegt weiterhin in einem vorlaufig gesicherten
Uberschwemmungsgebiet. Durch die Fertigstellung des HRB
Stadelbach andert sich jedoch die Uberflutungssituation. Das
HRB Stadelbach ist zwar noch nichtoffiziell in Betrieb, kann aber
bei einem Hochwasser die Riuckhaltefunktion bereits erfillen.
Das bedeutet, dass Uberflutungen im Bereich des
Bebauungsplanes bei einem HQ100 nicht mehr auftreten. Daher
kann auf Auflagen nach den 88 78 und 78a verzichtet werden.
Dennoch bleibt das Uberflutungsrisiko bei einem Extrem-
Hochwasser bestehen. Hier springt die
Hochwasserentlastungsanlage des HRB an und es werden sich
ahnliche Wasserstande wie bisher einstellen.

Daher ist der Punkt 1.1.1 wie folgt zu ersetzen:

1.1.1 Lage im Risikogebiet aul3erhalb von
Uberschwemmungsgebieten

Das Planungsgebiet befindet sich in einem Risikogebiet
auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b
Abs. 1, WHG. Dies sind vereinfacht alle Flachen, die von
Gefahrenkarten fir HQextrem umfasst werden abzuglich der
festgesetzten oder vorlaufig gesicherten
Uberschwemmungsgebiete. Es besteht die entsprechende
nachrichtliche Ubernahme- und Kennzeichnungspflicht. Zum
Schutz von Leben und Gesundheit sowie zur Vermeidung
erheblicher Sachschaden sind je nach Betroffenheit Sicherungs-
und Vorsorgemafinahmenerforderlich (8§ 78b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
WHG). Uber die nachfolgend genannten
Festsetzungsvorschlage hinaus sollten weitere Festsetzungen
gemal § 9 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. c BauGB getroffen werden, um
die Schaden bei Extremhochwasser zu minimieren. Es wird
dringend empfohlen, hierfur eine Risikobeurteilung
durchzufihren.

Hinweis zur Anderung des Plans:

Das Risikogebiet auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten ist
im Plan nachrichtlich zu Gbernehmen.

Abklarung zu Umgang mit HQextrem muss
noch erfolgen.

Das Risikogebiet auBerhalb von
Uberschwemmungsgebieten wird nach
Vorliegen einer Grundlage nachrichtlich in
den Plan Ubernommen. Derzeit ist in
offentlich zuganglichen Portalen
(Bayernatlas) noch das Gebiet HQextrem
vor Bau des Riickhaltebeckens ersichtlich.
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Vorschlag fur Festsetzungen:

,Die RohfulRbodenoberkante des Erdgeschosses der Gebaude
wird mindestens 25 cm Uber Fahrbahnoberkante/ Uber Gelénde
festgesetzt (Dazu sollte der Planer méglichst Kote(n) im Plan
und Bezugshdhen angeben. Der konkreten StralRen- und
Entwéasserungsplanung ist hierbei Gewichtbeizumessen).
Gebaude / Wohngebaude sind bis zu dieser Héhe wasserdicht
zu errichten (Kellerwasserdicht und auftriebssicher, dies gilt
auch fur Kelleréffnungen, Lichtschéchte,
Zugéange,Tiefgaragenzufahrten, Installationsdurchfiihrungen
etc.)"

,Die Gebaudetechnik, insbesondere die Heizungs-, Abwasser-
und Elektroinstallation muss an das Extremhochwasser
(HQextrem) angepasst sein(Die konkreten Festsetzungen
hierfur ergeben sich aus der o0.g. Risikobeurteilung).

,In offentlichen Gebauden missen o6ffentlich zugangliche
Fluchtmdéglichkeiten in hohere Stockwerkebzw. Bereiche
vorhanden sein.*

Vorschlag fiir Hinweise zum Plan:

,Die geplante Bebauung liegt im Bereich eines Risikogebiets
auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b
Abs. 1 Satz 1 WHG (HQ extrem). Bei einem Extremereignis
kénnen im Planungsgebiet Wasserstande von Obis 1,0m
auftreten. Eine tGber die Festsetzungen dieses Planes
hinausreichende hochwasserangepasste Bauweise und
Fluchtwege in hohere Stockwerke bzw. Bereiche werden
empfohlen.”

,Die Errichtung neuer Heizélverbraucheranlagen ist verboten,
wenn andere weniger wassergefahrdende Energietrager zu
wirtschatftlich vertretbaren Kosten zur Verfiigung stehen oder die
Anlage nicht hochwassersicher errichtet werden kann.*

,ourch verschiedene Hochwasserschutzeinrichtungen im
Gewassersystem des Stadelbachs
(Hochwasserriickhaltebecken Stadelbach im Oberlauf und
Deiche im Bereich der Ortslage) wird das Hochwasserrisiko flr
das Uberplante Gebiet zwar reduziert. Nach den Berechnungen
der Hochwassergefahrenkarten besteht flr das Gebiet dennoch
eine Uberflutungsgefahr bei Extremereignissen (HQextrem). Bei
Extremereignissen kann auch ein Versagen der
Hochwasserschutzanlagen nicht ausgeschlossen werden."

,ourch bauliche Malnahmen und eine hochwasserangepasste
Bauweise und Nutzung kénnen Schaden am Bauvorhaben
durch Uberflutungen begrenzt oder gar vermieden werden
(Hinweis: Hochwasserschutzfibel des Bundes). Entsprechende
Vorkehrungen obliegen auch denBauherren (§5 Abs. 2 WHG).*

,Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird
empfohlen.”

Bei Risikogebieten hinter Hochwasserschutzanlagen:

.Bei Hochwasser kann der Grundwasserstand bis zur
Gelandeoberkante ansteigen, bei wenig durchlassigen
Deckschichten kénnen sich auch gespannte
Grundwasserverhaltnisse mit Druckhdhen bis zur Hohe des

Aufnahme dieser Festsetzung (Héhenlage)
nach Freigabe Bauherr / Architekt

Folgende Festsetzung wird bereits unter
Punkt 12 der textlichen Festsetzungen
geregelt: Abweichend von Absatz 2 darf
aus Hochwasserschutzgriinden an der
Westseite ein Zaun mit einem
durchgangigen massiven Sockel von 0,50
m Hohe errichtet werden. Die Gesamthdhe
von 3,0 m ist einzuhalten. Erganzend
werden die Hinweise aufgenommen.

Die Hinweise werden redaktionell
aufgenommen:
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Wasserstands im Fluss einstellen. Die baulichen Anlagen sind
entsprechend auszubilden. Eine Entspannung des
Grundwassers

1.2 Uberflutungen durch wild abflieRendes Wasser infolge von
Starkregen. Durch Starkregenereignisse kann es auch fernab
von Gewassern zu Uberflutungen kommen.

Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der
Bauleitplanung.

Der Zufluss aus den Aul3eneinzugsgebieten muss bei der
Bebauungs- und Entwésserungsplanung berticksichtigt werden
(z.B. Anlegen von Abfang- und Ableitungsgrében; Anlage von
Gehdlzstreifen oder Erosionsmulden in der landwirtschaftlichen
Flache oberhalb der Bebauung).

Die Gemeinde sollte weitere Festsetzungen gemafn § 9 Abs. 1
Nr. 16 Buchst. c und d BauGB treffen, um die Schaden durch
Uberflutungen infolge von Starkregen zu minimieren.

Vorschlag fir Festsetzungen

- ,Die gekennzeichneten Flachen und Abflussmulden sind aus
Grunden der Hochwasservorsorge freizuhalten.
Anpflanzungen, Zaune sowie die Lagerung von
Gegenstanden, welche den Abfluss behindern oder
fortgeschwemmt werden kénnen, sind verboten.”

,Die Rohfullbodenoberkante des Erdgeschosses der
Gebaude wird mindestens 25 cm Uber Fahrbahnoberkante/
Uber Gelande festgesetzt.“ (Hinweis: Dazu sollte die
Gemeinde mdglichst Kote(n) im Plan und Bezugshéhen
angeben. Der konkreten Straf3en- und Entwasserungsplanung
ist hierbei Gewicht beizumessen).

»1iefgaragenzufahrten sind konstruktiv so zu gestalten, dass
infolge von Starkregen auf der StralRe oberflachlich
abflieRendes Wasser nicht eindringen kann.*

»Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der
Kanalisation in tiefliegende Raume sind geeignete
Schutzvorkehrungen vorzusehen, z.B. Hebeanlagen oder
Rickschlagklappen.*

abflieRendes Wasser nicht eindringen kann.*

Stockwerke bzw. Bereiche vorhanden sein.”

Bereiche vorhanden sein.”

Vorschlag fir Hinweise zum Plan:
- ,Schutz vor Uberflutungen infolge von Starkregen:*

- JInfolge von Starkregenereignissen kdnnen im Bereich des
Bebauungsplans Uberflutungen auftreten. Um Schéaden zu

.,Gebaude, die aufgrund der Hanglage ins Gelande
einschneiden, sind bis 25 cm Uber Gelande konstruktiv so zu
gestalten, dass infolge von Starkregen oberflachlich

»In Wohngebauden, die aufgrund der Hanglage ins Gelande
einschneiden, missen Fluchtméglichkeiten in  hohere

.In Offentlichen Gebauden, die aufgrund der Hanglage ins
Geléande einschneiden, missen Offentlich zugangliche
beschilderte Fluchtméglichkeiten in héhere Stockwerke oder

Die Vorschlage fur Festsetzungen werden
nicht aufgenommen, da sie in diesem
Vorhaben nicht oder nicht mehr relevant
sind.

Aufnahme dieser Festsetzung (Hohenlage)
nach Freigabe Bauherr / Architekt

Die Hinweise werden redaktionell
aufgenommen, soweit sie sich nicht den
vorgeschlagenen Hinweisen unter 1.1
decken.
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vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaflinahmen zu treffen, die
das Eindringen von oberflachlich abflieBendem Wasser in Erd-
und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine Sockelhéhe
von mind. 25 cm Uber der Fahrbahnoberkante / Giber Geléande
wird empfohlen. Kellerfenster sowie Kellereingangstiiren
sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor
Lichtschachten, ausgefiihrt werden.*

.Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird
empfohlen.*

1.3 Grundwasser
Gemal3 dem vorliegenden Baugrundgutachten der Firma GHB
Consult GmbH vom 07.10.2022 wird das Grundwasser bei ca.
5,50 m unter Geléandeoberkannte (ca. 587,5 m u. NHN)
beschrieben. Da die Bohrungen eine Momentaufnahme
darstellen, ist durchaus auch mit héheren
Grundwasserstanden zu rechnen. Der Gutachter gibt an, dass
bei Hochwasserereignissen der angrenzende Stadelbach in
das Grundwasser infiltriert wird.
Ob durch die hier geplanten Bauvorhaben auf das
Grundwasser eingewirkt wird, ist nicht abschlieend
ersichtlich, sofern dies der Fall ist, stellt dies einen
Benutzungstatbestand nach 89 Abs. 1 Nr. 4 bzw. Abs. 2 Nr. 1
oder ggf. 8 9 Abs. 2 Nr. 2 WHG dar, welcher in einem
wasserrechtlichen Verfahren zu behandeln ist. Wird im
Rahmen des Bauvorhabens eine Bauwasserhaltung notig, ist
hierflir vorab ebenfalls eine wasserrechtliche Erlaubnis beim
Landratsamt Weilheim-Schongau zu beantragen.

Vorschlag fiir Hinweise zum Plan:

,Die Erkundung des Baugrundes einschl. der
Grundwasserverhaltnisse obliegt grundsatzlich dem jeweiligen
Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes
Grund- oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss.*
»oind im Rahmen von Bauvorhaben MalRnahmen geplant, die
in das Grundwasser eingreifen (z.B.
Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung,
Herstellen von Griindungspfahlen oder Bodenankern mittels
Injektionen), so ist rechtzeitig vor deren Durchfiihrung mit der
Kreisverwaltungsbehorde bezlglich der Erforderlichkeit einer
wasserrechtlichen Erlaubnis Kontakt aufzunehmen.*

1.4 Altlasten und Bodenschutz

Der Bereich des geplanten Bebauungsplanes befindet sich im
Kataster gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz
(BayBodSchG) mit der Katasternummer 19.000.770, fir die
ein Verdacht auf Altlasten oder schéadliche
Bodenveranderungen besteht.

Nach Durchsicht der Unterlagen (Ingenieurgeologisches
Gutachten der GHB Consult vom 07.10.2022) kann mitgeteilt
werden, dass im Erlauterungsbericht keine gutachterliche
Gefahrdungsabschatzung geman LfU-Altlastenmerkblatt 3.8/1
aufgefunden wurde. Daher laufen derzeit noch ergdnzende
Altlastenuntersuchungen, um das bestehende
Gefahrdungspotential der Altlasten und schadlichen
Bodenveranderungen im Hinblick auf die relevanten

Zu 1.3 Sollte durch Bauvorhaben auf das
Grundwasser eingewirkt werden, wird ein
entsprechendes wasserrechtliches
Verfahren durchgefuhrt. Wird im Rahmen
des Bauvorhabens eine Bauwasserhaltung
ndétig, wird hierfir vorab eine
wasserrechtliche Erlaubnis beim
Landratsamt Weilheim-Schongau
beantragt.

Beide Hinweise werden zum Entwurf
aufgenommen.

Zu 1.4) Aufgrund der Stellungnahme wurde
ein erneutes Gutachten zu
Bodenuntersuchung erstellt und das
Ergebnis mit dem WWA Weilheim
abgestimmt. Aus wasserwirtschaftlicher
Sicht besteht mit der gutachterlichen
Gefahrdungsabschatzung (bestehend aus
Emissionsabschétzung, Transportprognose
und Frachtabschéatzung) Einverstandnis.

Gemal gutachterlicher Frachtabschatzung
wird aus dem schadstoffauffalligen
kleinrdumigen Bereich allenfalls nur
zeitweise eine geringe Fracht erwartet, die
eine weiterflihrende technische Erkundung
bzw. die Einleitung von Sicherungs- oder
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Wirkungspfade abzuschéatzen und geeignete Malinahmen zur
Gefahrenabwehr festzulegen.

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht kann noch keine
abschlieBende Aussage im Hinblick auf die Altlastensituation
des Bebauungsplanumgriffs getroffen werden. Konkrete
Auflagen werden unsererseits dann im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens getroffen. Auf den ,Mustererlass
zur Berucksichtigung von Flachen mit Bodenbelastungen,
insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im
Baugenehmigungsverfahren“ der ARGEBAU, der mit IMS vom
18.04.02, Az. 11B5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich
eingefiuhrt wurde, wird verwiesen.

Zudem sind die Belange des Schutzgutes Boden zu
berlicksichtigen. Es sind geeignete Malinahmen zur
Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden aufzuzeigen.

Vorschlag zur Anderung des Plans:
Kennzeichnungspflicht nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB

Vorschlag fur Hinweise zum Plan:

.Bei Aushubarbeiten ist damit zu rechnen, dass nicht nur
Bodenmaterial angetroffen wird, welches uneingeschrankt
verwertbar ist. Die einschlagigen Anforderungen des
Abfallrechts (Aushubiiberwachung, Separation der Béden nach
organoleptischen Kriterien, Beprobung, Deklarationsanalytik,
Verwertung bzw. Entsorgung geman der Deklaration in einer
entsprechend zugelassenen Verwertungsanlage bzw. Deponie)
sind zu beachten.” ,Mutterboden (Oberboden) ist nach § 202
BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung
und Vernichtung zu schiitzen. Uberschiissiger Mutterboden ist
moglichst hochwertig nach den Vorgaben des §12 BBodSchV
zu verwerten.*

1.5 Abwasserentsorgung
1.5.1 Hausliches Schmutzwasser

Samtliche Bauvorhaben sind vor Bezug an die zentrale
Abwasseranlage im Trennsystem anzuschlie3en. Die Dichtheit
der Grundsticksentwasserungsanlagen ist nach DIN 1986-30
vor Inbetriebnahme nachzuweisen. Das 6ffentliche Kanalnetz ist
entsprechend den technischen Regeln (DIN EN 752) zu
erstellen und zu betreiben. In den Schmutzwasserkanal darf
grundsétzlich nur Schmutzwasser im Sinne von § 54 Abs. 1 Nr.
1 WHG eingeleitet werden (kein Drainage- oder
Niederschlagswasser), um hydraulische Belastungen fir das
Kanalnetz und die Klaranlage zu vermeiden. Wir weisen an
dieser Stelle auf den hohen Fremdwasseranfall innerhalb der
Entwésserungsanlage und den daran gekniipften
Handlungsbedarf hin.

1.5.2 Gewerbliches Schmutzwasser

Dem vorgelegten Bebauungsplanentwurf zufolge ist
anzunehmen, dass mit den einzelnen Vorhaben
(metallverarbeitende Produktion, Energiezentrale, BHKWSs) der
Anfall von gewerblichem Abwasser verbunden sein wird. Wir
empfehlen in diesen Féllen jeweils die frihzeitige Abstimmung
mit dem Wasserwirtschaftsamt, um die einzuhaltenden
Anforderungen und ggf. erforderliche Mal3nahmen abzuklaren.

Sanierungsmafinahmen nach Einschéatzung
des Sachverstandigen nicht erforderlich
macht.

Die Altlastenverdachtsflache auf den
Flurnummern 3190/130 und 3190/131 kann
daher aus wasserwirtschaftlicher Sicht fir
den Wirkungspfad Boden-Grundwasser aus
dem Altlastenverdacht (Kat. Nr. 19000770)
entlassen werden. Aus
wasserwirtschaftlicher Sicht sollte die
Flache aufgrund der abfallrechtlich
relevanten Restbelastung jedoch in ABuDIS
verbleiben (zur Dokumentation).

Die Entwasserung ist im Trennsystem
geplant. Aufgrund der Héhenlage des
offentlichen Kanals ist auf dem privaten
Grundstlick eine
Schmutzwasserfreispiegelentwasserung,
die Uber eine Hebeanlage an das Kanalnetz
des Marktes angeschlossen wird, geplant.
Ein Fremdwassereintrag durch
Oberflachen- bzw. Drainagewasserwasser
findet nicht statt.

Die Prufung, ob fur Einleitungen von nicht
hausabwasserahnlichen Abwéassern aus
Industrie- und Gewerbebetrieben
zusatzlich eine Genehmigungspflicht nach
§ 58 WHG besteht und die ggf.
notwendigen Genehmigungsverfahren
werden im Rahmen des dem B-Plan

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 24.01.2024

Seite 14 von
28




Einleitungen von nicht hausabwasserahnlichen Abwéssern aus
Industrie- und Gewerbebetrieben sowie aus sonstigen privaten,
kommunalen und gewerblichen Einrichtungen in 6ffentliche
Abwasseranlagen dirfen nur unter Einhaltung der
Bestimmungen der jeweiligen Entwasserungssatzung erfolgen.
Weiterhin ist zu priifen, ob fir derartige Einleitungen zuséatzlich
eine Genehmigungspflicht nach 8 58 WHG besteht. Die
Zustimmung fur die vorgenannten Einleitungen ist vorab in
jedem Fall beim Betreiber der 6ffentlichen Abwasseranlage
(Gemeinde, Stadt oder Abwasserzweckverband) einzuholen
bzw. in Fallen, in denen der § 58 WHG zutrifft, bei der
Kreisverwaltungsbehorde zu beantragen.

1.5.3 Niederschlagswasser

Das vorgelegte Konzept zur Niederschlagswasserbeseitigung
sieht vor, Niederschlagswasser hauptséchlich in Rohrrigolen
auf dem Grundstiick zu versickern. Diesem Konzept stehen wir
kritisch gegeniber, da flaichendeckend schadliche
Bodenveranderungen oder Auffillungen vorliegen. Eine
Versickerung Uber schadliche Auffiillungen entspricht nicht dem
Stand der Technik und ist somit nicht zulassig. Gesammeltes
Niederschlagswasser muss in verunreinigungsfreien Bereichen
aul3erhalb der Auffillung versickert werden. Alternativ wéare ein
Bodenaustausch im hydraulischen Einflussbereich der
Sickeranlage bis zum nachweislich verunreinigungsfreien,
sickerfahigen Horizont mdglich. Da die Auffillungen in diesem
Gebiet sehr tief und fast flachendeckend vorliegen, sind vorab
weitere Bodenuntersuchungen im Bereich der geplanten
Sickeranlagen in Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt
Weilheim notwendig. Sofern sich durch die weiteren
Untersuchungen herausstellt, dass eine Versickerung aufgrund
der Altlasten nicht moglich ist, muss ein neues Konzept
aufgestellt werden. Ggf. kann dann gepuffert direkt in ein
Gewasser oder nach den MalRgaben der kommunalen
Entwasserungssatzung in einen 6ffentlichen Misch- oder
Regenwasserkanal eingeleitet werden. Dieses Konzept ist
vorab zwingend mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim
abzustimmen. Grundsatzlich ist fuir das Versickern von
Niederschlagswasser im Bereich von Altlastenverdachtsflachen
eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.

Vorschlag fur Festsetzungen

.Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im
Bereich der schadlichen Bodenveranderung, belasteten
Auffillung oder Altlast ist nicht zulassig. Gesammeltes
Niederschlagswasser muss in verunreinigungsfreien Bereichen
aul3erhalb der Auffillung versickert werden. Alternativ ist ein
Bodenaustausch im hydraulischen Einflussbereich der
Sickeranlage bis zum nachweislich verunreinigungsfreien,
sickerfahigen Horizont vorzunehmen.“ ,Grundséatzlich ist fir das
Versickern von Niederschlagswasser im Bereich von
Altlastenverdachtsflachen eine wasserrechtliche Erlaubnis beim
Landratsamt Weilheim-Schongau zu beantragen.”
,Unterirdische Versickerungsanlagen, z. B. Rigolen, sind ohne
geeignete Vorreinigung nicht zulassig.” ,Niederschlagswasser,
welches nicht auf Grundstiicken, auf denen es anféllt, versickert
oder als Brauchwasser genutzt werden kann, ist ggf. gepuffert
direkt in ein Gewasser oder nach den Maf3gaben der
kommunalen Entwédsserungssatzung in einen 6ffentlichen
Misch- oder Regenwasserkanal einzuleiten. Diese MaRnahmen

nachgeschalteten Genehmigungsverfahren
abgearbeitet.

Das vorgelegte Konzept zur
Niederschlagswasserbeseitigung sieht vor,
Niederschlagswasser hauptsachlich in
Rohrrigolen auf dem Grundstiick zu
versickern. Dieses Konzept wurde vorab
mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim
abgestimmt und es besteht damit
Einverstandnis.

Hierzu wird im Zuge der weiteren
Planungen ein wasserrechtliches Verfahren
durchgefuhrt.

Der gesamte Geltungsbereich ist als
Altlastenverdachtsflache hinweislich zu
kennzeichnen.

Das Konzept zur
Niederschlagswasserbeseitigung wurde
vorab mit dem Wasserwirtschaftsamt
Weilheim abgestimmt und es besteht damit
Einverstandnis. Die hier vorgeschlagenen
Festsetzungen sind daher nicht notwendig.
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sind vorab mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim
abzustimmen.*

2. Zusammenfassung

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden
wasserwirtschaftlichen Bedenken, wenn obige Ausfiihrungen
beriicksichtigt werden. Das vorgelegte Konzept zur
Niederschlagswasserbeseitigung ist derzeit wasserrechtlich,
aufgrund der vorliegenden Altlasten, nicht genehmigungsfahig.
Die ErschlieBung wére dennoch gesichert, da es Moglichkeiten
gibt, das Niederschlagswasser anderweitig zu beseitigen. Es ist
ein neues Konzept zur Niederschlagswasserbeseitigung in
Abstimmung mit dem Wasserwirtschafsamt Weilheim
auszuarbeiten, dies kann unser Ansicht nach im Rahmen des
wasserrechtlichen Erlaubnisverfahrens nach Art. 15 BayWG zur
Beseitigung des gesammelten Niederschlagswassers erfolgen.

8. LRA Weilheim-Schongau/technischer Umweltschutz 07.08.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung/Abwéagung

Gegen die immissionsschutzfachlichen Anderungen des
Bebauungsplanes werden keine Einwande erhoben.

Die an der sudostlichen Grenze geplanten ,temporaren
Unterkiinfte“ entsprechen nicht den Vorgaben im § 8 der
BauNVO, weil Mitarbeiterwohnungen in Gewerbegebieten nicht
privilegiert sind. Laut Plan handelt es sich um 8 Einzimmer-
Appartements, die nicht im Gewerbegebiet, sondern in einem
Wohn- oder Mischgebiet errichtet werden sollten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Die Thematik der Wohnnutzung ist noch
abschlieRend mit dem LRA zu kléaren

9. LRA Weilheim-Schongau/Fachlicher Naturschutz, Gartenkultur und Landespflege

29.08.2023
Stellungnahme Fachliche Wirdigung/Abwagung
Grunordnung: Zu 1)

(1) Im Gebéaude ist eine Kinderkrippe geplant. Der Garten ist in
einem sehr schmalen Reststreifen u.a. auf der
Feuerwehrzufahrt geplant. Wir empfehlen detailliert zu prifen,
ob die Gartenflache ausreichend und geeignet ist und sie evtl.
zu erweitern, insbesondere da in der Begriindung von einer
Kindertagesstatte bzw. Kindergarten gesprochen wird.

(2) Insgesamt darf die GRZ auf 0,95 laut der vorliegenden
Planung erhéht werden. Es bestehen Zweifel, dass dann noch
genlgend Flachen fur Baume, Garten der Kinderkrippe, evtl.
Freisitz fur die Mitarbeiter, Versickerungsmulden (laut
Begriindung sind begriinte Mulden geplant) und eine
Bepflanzung vorhanden ist. In der Begriindung ist aufgefihrt,
dass als Kompensation fur die hohe GRZ Stellplatze
wasserdurchlassig ausgefiihrt werden. Dies ist keine
zusatzliche Leistung, sondern eine Selbstverstandlichkeit. Auf
der Sudwestansicht ist eine attraktive Fassadenbegrinung
dargestellt, die auch als Kompensationsmafinahme aufgefuhrt
wird. Diese ist in dieser Form aber nicht festgesetzt. Bitte
entsprechend erganzen.

Die AuRenflache des Kindergartens hat ca.
218 m2. Bei einer geplanten Anzahl von 20
Kindern liegt der Gartenanteil iber 10 m?2
pro Kind und entspricht so den gangigen
Empfehlungen von 8-10 m2. Da die
Fahrspuren der Feuerwehrumfahrt den
AulRenbereich des Kindergartens nicht
verkleinern soll, kdnnen diese z.B. durch
Okopflaster-Ausfiihrung als Fahrbahn fur
Spielfahrzeuge (Bobbycars, Tretbulldog,
etc.) genutzt werden. Hierfir kénnen auch
Querverbindungen der Fahrspuren angelegt
werden und z.B. durch Markierungen und
Verkehrszeichen auch fir
Verkehrserziehung verwendet werden
(siehe beiliegenden Planauszug).

Zu 2) Fur die Vorliegende Planung ist nicht
eine GRZ von 0,95, sondern eine GRZ von
0,8 festgesetzt. Diese GRZ von 0,8 darf
jedoch durch die Grundflachen der geman
§ 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten
Anlagen, wie z.B. Garagen und Stellplatze
mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO insgesamt bis zu
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(3) Baumpflanzungen sind nur mit einem Planzeichen als
Hinweis aufgenommen. Es sind lediglich 16 Baume aufgefihrt.
Bitte verbindlich mit Planzeichen festsetzen oder mit einer
geeigneten Formulierung. Im Vergleich zum bestehenden
Bebauungsplan fallt eine Eingrinung in einer Breite von 15 m
weg. Strauchpflanzungen wie in der Begriindung erwéahnt, sind
bisher keine festgesetzt — bitte entsprechend erganzen.

(4) Fazit: Die Erhéhung der GRZ auf 0,95 wird sehr kritisch
gesehen. Wie diese Erh6hung wirkungsvoll kompensiert werden
soll, ist in der Begriindung ein wenig beschrieben, aber nicht
ausreichend verpflichten festgesetzt. Hier sind bei der
Beibehaltung dieser Planung Nachbesserungen notwendig. Die
maximale GRZ von 0,8 hat sich bewahrt und sollte mdglichst
auch so umgesetzt werden. Bitte entsprechend prifen, ob dies
durch Hinzunahme von Flachen nicht méglich ist.

einer Grundflachenzahl - GRZ — von
hochstens 0,95 Uberschritten werden. Der
Wert von 0,95 stellt den maximal zulassigen
Versiegelungsgrad dar - die sog. GRZ (2) -
nicht die GRZ (1).

Statt unbebautes Grinland neu zu
versiegeln soll zunachst der bereits bebaute
Bestand nachverdichtet werden, auch wenn
das in diesem Bereich eine hthere GRZ
bedeutet.

Die Stellplatze werden bei der Ermittlung
der GRZ als vollstandig versiegelt
berechnet. Durch die Ausbildung der
Stellplatze mit wasserdurchlassigen
Belagen haben diese Flachen keine 100 %
Versiegelung und eine geringfiigigere
Auswirkung auf die nattrliche Funktion des
Bodens.

Die Fassadenbegriinung wird in den
Ansichten des den Vorhaben- und
ErschlieBungsplan dargestellt und ist somit
festgesetzt. Eine zusétzliche Festsetzung
ist nicht erforderlich.

Als zusatzliche Kompensation werden die
Décher des Burotrakts zum Entwurf als
begriinte Flachdacher ausgebildet.

Die Lage der Flachen fur Baume, der
Garten der Kinderkrippe, sowie die Lage
der geplanten Versickerungsmulde ist im
Vorhaben- und ErschlieRungsplan
ersichtlich.

Die noch verfugbaren Gewerbeflachen in
Markt Pei3enberg sind sehr gegrenzt, durch
die Gewahrung dieser
Erweiterungsmaoglichkeit innerhalb des
bestehenden Gewerbegebietes soll die
Abwanderung eines ortsansassigen
Betriebes auf neu auszuweisende
Gewerbegebiete anderer Gemeinden
verhindert werden. Insofern haben die
Belange der Wirtschaft und Sicherung von
Arbeitsplatzen §1 Abs. 6 Nr. 8a und 8c
BauGB bei der Abwagung ein hohes
Gewicht.

Zu 3) Die Baume und Straucher sind im
Vorhaben- und ErschlieBungsplan
dargestellt und somit festgesetzt und damit
rechtlich abgesichert. Eine zusatzliche
Festsetzung ist nicht erforderlich.

Zu 4) Fur die Vorliegende Planung ist nicht
eine GRZ von 0,95, sondern eine GRZ von
0,8 festgesetzt. Diese GRZ von 0,8 darf
jedoch durch die Grundflachen der geman
§ 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten
Anlagen, wie z.B. Garagen und Stellplatze
mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO insgesamt bis zu
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einer Grundflachenzahl - GRZ — von
hoéchstens 0,95 Uberschritten werden -
siehe zu 2).

Als zusatzliche Kompensation werden die
Dacher des Birotrakts zum Entwurf als
begriinte Flachdacher ausgebildet.

Alle genannten Kompensationen sind
ausreichend festgesetzt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen

Eine Anderung der Planung ergibt sich
daraus nicht.

12. Raumordnung, Landes- und Regionalplanung der Regierung von Oberbayern vom

08.09.2023
Stellungnahme Fachliche Wirdigung/Abwéagung
Bewertung Zu 1) Die Planunterlagen werden zum

(1) Flacheneffizienz

Gem. dem Landesentwicklungsprogramm Bayern i.d.F. vom 16.
Mai 2023 (LEP) 3.2.1 G sollen flachen- und energiesparende
Siedlungs- und ErschlieBungsformen sollen unter
Bericksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten
angewendet werden.

Zudem sollen beim Erhalt und Ausbau der StraReninfrastruktur
die Anforderungen fur die Mobilitét der Zukunft beriicksichtigt
werden. Ferner sind erneuerbare Energien dezentral in allen
Teilrdumen verstarkt zu erschliel3en und zu nutzen (vgl. auch
LEP 6.2.1 2).

Auf dem Betriebsgelédnde sowie perspektivisch auf einer
zusatzlichen Parkplatzflache westlich des Anderungsbereichs
sollen bis zum Jahr 2026 ca. 220 Parkplatze geschaffen werden
(vgl. Mobilitatskonzept S. 13). Um die Neuinanspruchnahme
von Flachen fir Siedlungs- und Verkehrszwecke zu reduzieren
bzw. die Flachen effizienter zu nutzen und einen Beitrag zur
Erreichung der Klimaschutzziele zu leisten, regen wir an,
Alternativen zu ebenerdigen Stellplatzen (Parkhaus, Tiefgarage
oder Parkdeck) oder eine multifunktionale Nutzung (bspw. mit
einer Photovoltaikanlage Uberdachte Stellplatze) inkl. einer
ausreichenden Ladeinfrastruktur und
Fahrradabstellméglichkeiten in den weiteren planerischen
Uberlegungen zu forcieren.

(2) Hochwasserschutz

Das Plangebiet liegt innerhalb des ermittelten
Uberschwemmungsgebiets HQ 100 des Wdrthersbachs und
des Fendter Bachs in PeiRenberg, Polling und Weilheim. Die
Risiken durch Hochwasser sollen soweit als mdglich verringert
werden (vgl. LEP 7.2.5 G). Den Belangen des
Hochwasserschutzes ist in Abstimmung mit dem
Wasserwirtschaftsamt Rechnung zu tragen.

Ergebnis
Bei Bertiicksichtigung der 0.g. Belange stehen die Erfordernisse

der Raumordnung der Planung nicht entgegen.

Hinweis:

Zur Pflege der Planzentrale und des Rauminformationssystems
bitten wir Sie, uns nach Inkrafttreten von Bauleitplanen bzw.
stadtebaulichen Satzungen eine Endausfertigung mit

Entwurf angepasst. In den gednderten
Planen sind 8 Ladesaulen eingezeichnet.
Fahrradabstellplatze sind 32 Stiick
eingezeichnet.

Mit den MafRhahmen aus dem
Mobilitatskonzept wird davon
ausgegangen, dass fur das Jahr 2025 28
Autos und fur das Jahr 2027 43 Autos
eingespart werden kdnnen. Da die
Mitarbeiter, die auf ein Auto verzichten,
entweder zu Fuf3 oder mit dem Fahrrad
zur Arbeit kommen, ist davon
auszugehen, dass 32 Fahrradstellplatze
zunéchst ausreichend sind. Insbesondere
um zusatzliche bzw. nicht zwingend
notwendige Versiegelungen zu
vermeiden, sollen keine zu grof3ztgigen
Flachen fur Fahrrader vorgesehen
werden.

Zu 2) Das Vorhaben liegt weiterhin in
einem vorlaufig gesicherten
Uberschwemmungsgebiet. Durch die
Fertigstellung des HRB Stadelbach &ndert
sich jedoch die Uberflutungssituation. Das
HRB Stadelbach ist zwar noch nicht
offiziell in Betrieb, kann aber bei einem
Hochwasser die Ruckhaltefunktion bereits
erfullen.

Das bedeutet, dass Uberflutungen im
Bereich des Bebauungsplanes bei einem
HQZ100 nicht mehr auftreten. Daher kann
auf Auflagen nach den 88 78 und 78a
verzichtet werden.
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ausgefullten Verfahrensvermerken und der Angabe des
Rechtskraftdatums tber das Funktionspostfach
flaechenerfassung@reg-ob.bayern.de zukommen zu lassen
(vgl. Art. 30, 31 BayLplG).

Das WWA Weilheim wurde beteiligt - sh.
eigene Stellungnahme Nr 7.

zu Hinweis: nach Inkrafttreten des
Bebauungsplans wird dieser wie
gewunscht Gbermittelt.

13. Bayrisches Landesamt fir Denkmalpflege vom 23.08

2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung/Abwagung

Derzeit sind im Bereich des Vorhabens keine
Bodendenkmaéler bekannt. Mit der Auffindung bislang
unentdeckter ortsfester und beweglicher Bodendenkmaler
(Funde) ist jedoch jederzeit zu rechnen. Wir weisen darauf
hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmaler der
Meldepflicht an das Bayerische Landesamt fiir Denkmalpflege
oder die Untere Denkmalschutzbehdrde gemaf Art. 8 Abs. 1-2
BayDSchG sowie den Bestimmungen des Art. 9 BayDSchG in
der Fassung vom 23.06.2023 unterliegen. Treten bei o. g.
MafRnahme Bodendenkmaler auf, sind diese unverziglich
gem. 0. 9. Art. 8 BayDSchG der Unteren
Denkmalschutzbehérde und dem BLfD zu melden.
Bewegliche Bodendenkmaler (Funde) sind unverziglich dem
BLfD zu Ubergeben (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG).

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen und als Zustimmung zur
Planung gewertet.

Ein entsprechender Hinweis befindet sich
bereits in Teil C - textliche Festsetzungen
und Hinweise. Eine Anderung der Planung
ergibt sich daraus nicht.

14. Bergrechteverwaltung vom 24.07.2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung/Abwéagung

(...) Nach den uns vorliegenden Unterlagen liegt nach
derzeitigem Kenntnisstand keine altbergbauliche
Tagesdffnung auf den Flurstiicken 3190/130, 3190/131,
3190/128 und teilweise 3190/89. Auch wurde unter dieser
Flache kein oberflachennaher Bergbau, d. h. bis 100 m
Tiefe, betrieben. Zwischen 1933 und 1936 wurde unterhalb der
Planflache zwischen 750 m und 770 m (+ 20 m) unter
Gelandeoberkante Kohle gewonnen. Abgebaut wurden die
Fléze 10/11 und 14 mit einer Gesamtmachtigkeit von ca. 2,7 m.
Etwaige durch diesen Abbau bedingte Setzungsprozesse
dirften nach hiesiger Einschatzung auf Grund der tUber 80
Jahre zurickliegenden Abbauphase bereits abgeschlossen

sein.

Die Stellungnahme und die Hinweise
werden zur Kenntnis genommen und als
Zustimmung zur Planung gewertet.

Eine Anderung der Planung ergibt sich
daraus nicht.

Auch wenn diese relativ. unwahrscheinlich sind, kdnnen
Auswirkungen an der Tagesoberflache allerdings nicht
ganzlich ausgeschlossen werden, da wir keine Aussage
Uber den derzeitigen Zustand des fritheren Abbaus und
dem dariiber liegenden Gebirgsverbund treffen kdnnen. Wir

empfehlen, diese Tatsache bei der Planung der
BaumaRnahme zu beriicksichtigen. Sollten Auffalligkeiten auf
der Planflache bemerkbar sein, sind das Bergamt Siidbayern
als Sicherheitshehdrde oder die Immobilien Freistaat Bayern als
Bergwerkseigentimer die zustandigen Ansprechpartner fir Sie.
Beobachtungen dieser Art wéren in diesem Fall zeithah zu
melden. Sollten Erkundungsbohrungen oder Sondierungen
auf der Vorhabenflache vorgesehen sein, bitten wir, uns
vorab daruber zu informieren. (...)

Zum Vorentwurf lag den Unterlagen bereits
ein Ingenieurgeologisches Gutachten. Zum
Entwurf wurde ein weitere detaillierte
Bodenuntersuchung durchgefihrt. Diese
Untersuchung kommt zu folgendem
Ergebnis: Im Rahmen der
Bodenuntersuchungen waren im Bereich
des Aufflllkdrpers zumeist keine mobilen
Schadstoffanteile nachweisbar. Lediglich
eine Bodenprobe wies geringfligig erhdhte
Eluatwerte fur PAK15 und Benzo(a)pyren
auf. Die hier festgestellten
Prufwertiberschreitungen konnten vertikal
abgegrenzt werden und beschrankten sind
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auf den Verfillkdrper. Gemaf
Frachtabschatzung ist aus diesem
kleinrAumigen Bereich nur zeitweise eine
lediglich geringe Fracht zu erwarten. Nach
Auswertung der Ergebnisse aus der
Voruntersuchung sowie den gewonnenen
Erkenntnissen der vorliegenden
Bodenuntersuchung ist somit eine
weiterfilhrende technische Erkundung bzw.
die Einleitung von Sicherungs- oder
Sanierungsmaflinahmen nach Einschéatzung
des Gutachters nicht zwingend erforderlich.
Sollte sich im Rahmen der Bauausfuhrung
ein Aushub der betroffenen Schicht
ergeben, so ware dies begrifRenswert,
jedoch aus Sicht des Gutachters nicht
zwingend erforderlich.

Zudem wird folgender Hinweis
aufgenommen: Sollten
Erkundungsbohrungen oder Sondierungen
auf der Vorhabenflache vorgesehen sein,
ist die Bergrechtsverwaltung vorab daruber
zu informieren.

20. Eisenbahn-Bundesamt vom 01.08.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung/Abwagung

(...) Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der
2. Anderung des Bebauungsplanes fiir das ,PKG-Gelande an
der Hochreuther StraRe® im Markt PeilRenberg nicht berihrt.
Insofern bestehen keine Bedenken.

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die
Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber der
Eisenbahnbetriebsanlagen und der Bahnstromfernleitungen
pruft. Die Betreiber dieser Anlagen sind moglicher Weise
betroffen. Ich empfehle daher, die Deutsche Bahn AG, DB
Immobilien, Kompetenzteam Baurecht, Region Sid,
BarthstralRe 12, 80339 Minchen
(ktb.muenchen@deutschebahn.com) am Verfahren zu
beteiligen, sofern nicht bereits geschehen. Diese Stelle
Ubernimmt die Koordination der jeweils betroffenen
Unternehmensbereiche und die Abgabe einer gesamten
Stellungnahme fiir den Konzern der Deutschen Bahn.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen und als Zustimmung zur
Planung gewertet. Die DB Netz AG wurde
ebenfalls beteiligt.

Eine Anderung der Planung ergibt sich
daraus nicht.

21. PeiRenberger Kraftwerksgesellschaft mbH vom 02.08.

2023

Stellungnahme

Fachliche Wurdigung/Abwagung

(...), haben wir bedenken im Bereich der oberirdischen
Fernwéarmeleitung auf den FI.Nr. 3174, 3190/21 sowie
3190/127. Diese Grundstiicke missten im Besitz der Gemeinde
PeilRenberg sein. Da im Mobilitatskonzept -V4 Seite 5
,Betrachtung Neubau -Zwischenschritt bis Mitte 2024 im Bild
ein Weg zu sehen ist, der zum Hochwasserschutzbecken
fihrt, macht es fir uns den Anschein, dass dieser genau im
Bereich unserer ,,Oberirdischen Fernwarmeleitung® liegt.
Dies muss unbedingt noch abgeklart werden. Auf keinem Fall
kann diese Leitung umverlegt werden. Im Bereich der oben
angegebenen Flurnummern, muss die Fernwarmeleitung durch
eine Dienstbarkeit gesichert werden. Fur den Rest des
Bebauungsplans gibt es unsererseits keine Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Der geplante Weg und die
Fernwarmeleitung befindet sich auf3erhalb
des Geltungsbereiches, sodass aktuell
keine Planung die bestehende Leitung
berthrt. Der im Mobilitatskonzept - V4 Seite
5 dargestellte Weg fiihrt die Wegefuhrung
zum Regenriickhaltebecken fort. Entgegen
der Darstellung wird dieser Weg, sollte er
realisiert werden, komplett im 6ffentlichen
Grundstuick liegen. Sollten sich bei der
Planung des 6ffentlichen Weges Konflikte
mit der Fernwéarmeleitung ergeben, wird der
Markt Pei3enberg mit der
Kraftwerksgesellschaft abstimmen. Aktuell
gibt es zu diesem Weg keine Planungen.
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Eine Anderung der Planung des
Bebauungsplans ergibt sich daraus nicht

22. Gemeindewerke Peil3enberg vom 26.08.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung/Abwagung

Die Grundstiicke mit Fl. Nr.: 3190/130 und 3190/131, kénnen
Uber Wasser-, Abwasser- und Stromleitungen erst nach
Erstellung der Hauptversorgungsleitungen in der
ErschlieBungsstrafle angeschlossen werden.

Am Ende der ErschlieBungsstraf3e (FI. Nr. 3190/128) ist ein
Hydrant zur Léschwasserbereitstellung vorzusehen.

Ein Anschluss des Regenwassers an das Kanalnetz ist in
diesem Bereich nicht zulassig. Das Regenwasser kénnte in
Versickerungsanlagen abgeleitet werden.

Bei weniger gunstigen Rahmenbedingungen kdnnen auch
Versickerungsanlagen mit Zwischenspeicher oder Sickermulden
mit unterirdischem Zusatzspeicher eingesetzt werden. Ebenfalls
kdnnte eine Regenwassernutzung in Betracht gezogen werden.

Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass durch den
Grundsticken mit FI. Nr.: 3190/130, /131 und /128 alte_
Regenwasserkanale verlaufen. Diese sind auf Kosten des
Bauherren umzulegen.

Ein Hydrant wurde entsprechend in die
Planung aufgenommen.

Der bestehende Regenwasserkanal wird
auf Fremdgrund verlegt (Grundstuck Markt
PeilRenberg mit Regenriickhaltebecken)
und befindet sich dann nicht mehr im
Planungsumgriff des B-Plans)

LRA Weilheim-Schongau/Bauverwaltung vom 08.09.2023

Stellungnahme

Fachliche Wirdigung/Abwéagung

(1) Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von
nicht erheblich beléstigenden Gewerbebetrieben. Grundsatzlich
soll in Gewerbegebieten nicht gewohnt werden, da die
Immissionsbelastung im Gewerbegebiet den allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohnverhaltnisse (vgl. 8 1 Abs. 6
Nr. 1 BauGB) nicht immer gerecht wird.

Um den Belangen der Wirtschaft Rechnung zu tragen sind
Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir
Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Gewerbegebiet zulassig,
jedoch grundsétzlich nur ausnahmsweise.

Die Aufzahlung, welcher Personenkreis im Gewerbegebiet
ausnahmsweise wohnen darf, ist abschlie3end.
Wohnnutzungen sind fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonal
sowie flr Betriebsinhaber und -leiter zuléssig, jedoch nur unter
gewissen Voraussetzungen: Hierfur ist ein funktionaler
Zusammenhang zwischen dem Betrieb und den
betriebsbezogenen Wohnungen erforderlich; die unmittelbare
Né&he zu dem Betrieb muss zwar nicht zwingend erforderlich,
aber mindestens objektiv sinnvoll sein. Unterkiinfte fur
Arbeitnehmer sind wegen ihrer jedenfalls wohn&hnlichen
Nutzung in Gewerbegebieten auch nicht ausnahmsweise
zulassig. (Decker in: Jade/Dirnberger, Kommentar zum BauGB
und zur BauNVO, Rn. 14 f., 10. Auflage)

Die (allgemeine) Zulassung von Mitarbeiterwohnungen ist
rechtswidrig. Wir empfehlen die entsprechende Festsetzung
unter der Art der baulichen Nutzung zu streichen.

Zu 1) Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Die Thematik der Wohnnutzung ist nhoch
abschlieRend mit dem LRA zu kléaren

LRA Weilheim-Schongau/Wasserrecht vom 04.09.2023

| Stellungnahme \

Fachliche Wirdigung/Abwagung
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(1) Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ,PKG-Gelande an
der Hochreuther StraRe” besteht Einverstandnis, wenn die
nachfolgenden Hinweise beachtet werden. Das geltende
Wasserrecht ist einzuhalten. Das Vorhaben befindet sich
aul3erhalb eines Wasserschutzgebietes. Jedoch wird das
Plangebiet derzeit noch vom vorlaufig gesicherten
Uberschwemmungsgebiet fir ein HQ100 des Gewasser lIl.
Ordnung Worthersbach sowie von einem Risikogebiet fur ein
HQextrem betroffen. Dies betrifft das gesamte Plangebiet inkl.
der neu geplanten Gebaude.

Innerhalb der Planung wird die Lage im vorlaufig gesicherten
Uberschwemmungsgebiet nur im Baugrundgutachten des Ing.-
Biros GHB Consult GmbH erwéhnt, ansonsten erféhrt es keine
Wiirdigung.

Aufgrund der Lage im vorlaufig gesicherten
Uberschwemmungsgebiet des Worthersbaches waren im
Rahmen der Bauleitplanung in einem Gebiet nach § 30 Abs. 1
und 2 BauGB normalerweise die Vorgaben des § 78 Abs. 3
WHG zwingend zu beachten. Demnach hatte der Markt
PeilRenberg in der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB isb.
folgendes zu beriicksichtigen:

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger
und Unterlieger

2. die Vermeidung einer Beeintrachtigung des bestehenden
Hochwasserschutzes und

3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben.

Vorliegend befindet sich im Einwirkungsbereich der
Plangebietes derzeit die technische
Hochwasserschutzmal3nahme fiir den Bereich Peif3enberg-Sid
in der Bauausfiihrung. Hierbei erfolgt an mehreren Stellen des
Risikogewassers Worthersbach ein technischer
Gewasserausbau sowie als zentrales Element die Errichtung
eines Hochwasserrickhaltebeckens (HRB), das ca. 70 Meter
westlich des Plangebietes zum liegen kommt. Das HRB steht
unmittelbar vor Inbetriebnahme (geplant September 2023).
Durch die Inbetriebnahme des HRB wird das gegenstéandliche
Plangebiet nach derzeitiger Planung hochwasserfrei fur ein
HQ100 (hundertjahriges Hochwasser und gleichzeitig
Bemessungshochwasser).

Die oben beschriebenen Vorgaben des § 78 Abs. 3 WHG
werden deshalb im Rahmen der Bauleitplanung vorbehaltliche
der fachlichen Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes
Weilheim im gegenstandlichen Bauleitplanverfahren in
materieller Weise nicht mehr zur Umsetzung gefordert.

(2) Unbekannt ist derzeit noch, wie sich die Inbetriebnahme des
HRB auf die Hochwassergefahrenflachen fir ein HQextrem
(1000-jahrliches Hochwasserereignis) im Planbereich
auswirken. Nachdem davon ausgegangen werden muss, dass
der Planbereich bei einem HQextrem nach wie vor betroffen ist,
wird auf folgendes hingewiesen:

Nachdem der Wérthersbach als Risikogewasser nach § 73 Abs.
5 WHG eingestuft ist und eine entsprechende Gefahrenkarte
erstellt wurde, hat der Markt Peil3enberg gem. den Vorgaben
aus 8 78b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 WHG und 8 1 Abs. 6 Nr. 12
BauGB in der Abwéagung nach 8 1 Abs. 7 BauGB die Belange
des Hochwasserschutzes und hier den Schutz von Leben und
Gesundheit und die Vermeidung von erheblichen Sachschaden
zu berticksichtigen. In diesem Zusammenhang wird auch auf
die allgemeinen Sorgfaltspflichten nach § 5 Abs. 2 WHG zum
Schutz vor Hochwasser hingewiesen. Gefahrdungen kénnen

Zu 1) Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Das Vorhaben liegt weiterhin in einem
vorlaufig gesicherten
Uberschwemmungsgebiet. Durch die
Fertigstellung des HRB Stadelbach andert
sich jedoch die Uberflutungssituation. Das
HRB Stadelbach ist zwar noch nicht offiziell
in Betrieb, kann aber bei einem
Hochwasser die Riuckhaltefunktion bereits
erfullen.

Das bedeutet, dass Uberflutungen im
Bereich des Bebauungsplanes bei einem
HQ100 nicht mehr auftreten. Daher kann
auf Auflagen nach den 88 78 und 78a
verzichtet werden.

Das WWA Weilheim wurde beteiligt - sh.
eigene Stellungnahme Nr 7.

Zu 2) Aufgrund der Stellungnahme des
WWA Weilheim (Nr. 7) werden
umfangreiche Hinweise zum Thema
Hochwasser aufgenommen. Zusatzlich wird
noch folgender Hinweis aufgenommen:
»2Aufgrund der Einstufung des Worthersbach
als Risikogewasser nach § 73 Abs. 5 WHG
empfiehlt es sich in diesen Fallen die
Untergeschosse wasserdicht auszubilden
und wasserdichte Kellerlichtschachte zu
installieren®.

Abklarung zu Umgang mit HQextrem muss
noch erfolgen.
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insbesondere auch durch korrespondierendes Grundwasser
entstehen. Auch wird auf die grundséatzliche Gefahr durch wild
abflieRendes Oberflachenwasser hingewiesen. Insbesondere
empfiehlt es sich in diesen Fallen die Untergeschosse
wasserdicht auszubilden und wasserdichte Kellerlichtschéchte
zu installieren.

(3) Dartiber hinaus befindet sich das Plangebiet in einem sog.
wassersensiblem Bereich in dem in besonderer Weise auf den
Wasserhaushalt Rucksicht genommen werden muss.

Auf der einen Seite kdnnen Vorhaben durch Wasser beeinflusst
werden. Dies muss bei der Ausfiihrung gem. § 5 Abs. 1 WHG
entsprechend eigenverantwortlich berticksichtigt werden. Auf
der anderen Seite kann es durch die Vorhaben auch zur
Beeinflussung des Wasserhaushaltes, sowohl Grundwasser als
auch oberirdische Gewéasser kommen.

Hiernach sind isbh. nachteilige Veranderungen der
Gewassereigenschaften zu vermeiden. Wir weil3en darauf hin,
dass unabhéngig von den Festsetzungen des Bebauungsplans
und der planungsrechtlichen Zulassigkeit der Vorhaben die
einzelnen baulichen Anlagen gem. § 78 Abs. 5i. V. m. Abs. 8
WHG einer wasserrechtlichen Ausnahmegenehmigung fur die
Errichtung im vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebiet
bedurfen.

Wir weisen darauf hin, dass die Errichtung neuer
Heizoélverbraucheranlagen im U-Gebiet nur unter Beachtung der
Vorgaben in § 78c Abs. 2 WHG zuléssig ist. Grundséatzlich ist
die Errichtung verboten. Anlagen zum Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen miissen geman § 50 Abs. 1 AwSV
so beschaffen sein, dass wassergefahrdende Stoffe durch
Hochwasser weder abgeschwemmt noch freigesetzt werden
dirfen. Das vorlaufig Uberschwemmungsgebiet HQ100 ist gem.
den Vorgaben aus § 9 Abs. 6a BauGB im Bebauungsplan
darzustellen, was laut Planung bisher nicht erfolgt ist. Sofern bei
den BaumaRnahmen Grundwasser aufgeschlossen wird, ist
eine beschrankte Erlaubnis zur Bauwasserhaltung (Art. 15, 70
Abs. 1 Nr. 3 BayWG, § 8i. V. m. § 9 WHG) bei der unteren
Wasserrechtsbehorde zu beantragen. Die
Niederschlagswasserbeseitigung und Abwasserbeseitigung hat
unter Beachtung des geltenden Wasserrechts nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik zu erfolgen.
Entsprechende weitergehende Vorsorgemafl3nahmen
hinsichtlich des Starkregenmanagements werden empfohlen
um den immer haufiger auftretenden intensiven
Regenereignissen gerecht zu werden. Auf die entsprechenden
Beratungsangebote des Wasserwirtschaftsamtes wird
hingewiesen. Auf die Vorschriften zur Erlaubnispflichtigkeit bzw.
Erlaubnisfreiheit bei Einleitung in das Grundwasser nach § 46
Abs. 2 WHG i. V. m. NWFreiV und TRENGW sowie bei
Einleiten in ein oberirdisches Gewasser nach Art. 18 Abs. 1
Satz 3 Nr. 3 BayWG i. V. m. TRENOG hinsichtlich der
Niederschlagswasserbeseitigung wird hingewiesen. Ansonsten
soll die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens abgegebene
Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Weilheim bei
Aufstellung dieses Bebauungsplans im Zuge des
Bauleitplanverfahrens beachtet werden.

Zu 3) Der Hinweis:1. Unabhéngig von den
Festsetzungen des Bebauungsplans und
der planungsrechtlichen Zulassigkeit der
Vorhaben bedirfen die einzelnen baulichen
Anlagen gem. 8 78 Abs. 5i. V. m. Abs. 8
WHG einer wasserrechtlichen
Ausnahmegenehmigung fiir die Errichtung
im vorlaufig gesicherten
Uberschwemmungsgebiet.

...wird nicht aufgenommen, da der
Geltungsbereich nicht mehr im
Uberschwemmungsgebiet liegt

Folgende Hinweise werden aufgenommen:
2. Die Errichtung neuer
Heizoélverbraucheranlagen im U-Gebiet ist
nur unter Beachtung der Vorgaben in § 78c
Abs. 2 WHG zuléssig. Grundsatzlich ist die
Errichtung verboten. Anlagen zum Umgang
mit wassergefahrdenden Stoffen missen
gemaf § 50 Abs. 1 AwSV so beschaffen
sein, dass wassergefahrdende Stoffe durch
Hochwasser weder abgeschwemmt noch
freigesetzt werden drfen.

3. Sofern bei den BaumalRnahmen
Grundwasser aufgeschlossen wird, ist eine
beschrankte Erlaubnis zur
Bauwasserhaltung (Art. 15, 70 Abs. 1 Nr. 3
BayWG, § 8i. V. m. 8§ 9 WHG) bei der
unteren Wasserrechtsbehdérde zu
beantragen.

4. Die Vorschriften zur Erlaubnispflichtigkeit
bzw. Erlaubnisfreiheit bei Einleitung in das
Grundwasser nach 8§ 46 Abs. 2 WHG i. V.
m. NWFreiV und TRENGW sowie bei
Einleiten in ein oberirdisches Gewasser
nach Art. 18 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 BayWG .
V. m. TRENOG hinsichtlich der
Niederschlagswasserbeseitigung sind zu
berlcksichtigen.

Die Niederschlagswasserbeseitigung und
Abwasserbeseitigung erfolgt unter
Beachtung des geltenden Wasserrechts
nach den allgemein anerkannten Regeln
der Technik.
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Das vorlaufig Uberschwemmungsgebiet
HQZ100 wird nicht im Bebauungsplan
dargestellt, da das gegenstandliche
Plangebiet durch die Inbetriebnahme des
HRB nach derzeitiger Planung
hochwasserfrei fiir ein HQ100 wird.

LRA Weilheim-Schongau/Stadtebau vom 05.09.2023

() Teil A - Planzeichnung zeigt einen vorgeschlagenen
Baukoérper von ca. 57 m Breite und 154 m Lange. Die zu
ermdglichen vorgesehene Wandhdohe betragt 12,30 m ab dem
unteren Héhenbezugspunkt. Es handelt sich somit um eine sehr
grofRe im Baukdrper ungegliederte Halle, die in Verbindung mit
der zu ermdglichen beabsichtigten sehr hohen GRZ von 0,95
besonderer Bestrebungen bedarf, um ihre Auswirkungen zu
kompensieren.

Fir die Rahmen gebende festgesetzte GRZ von 0,95 sollten
deshalb der Hohe dieser GRZ entsprechende wirksam
kompensierende MalRnahmen angeordnet werden, eindeutige
und vermehrte Festsetzung der Wandbegriinung, Festsetzung
der zu pflanzenden Baume, Dachbegrinung.

(2) Die wasserdurchlassige Ausfiihrung von Stellplatzen kann
nicht als Kompensation anerkannt werden, sie ist gegenwartig
und zukunftsorientiert selbstverstandlich. Fir die unter § 19(4)
BauNVO genannten Anlagen ist zudem kein
ausfihrungsbezogener Unterschied in der Anrechnung
vorgesehen. Die Funktionen des Bodens gehen uber
Versickerung und Verdunstung weit hinaus. Der Begriindung ist
zu entnehmen, dass das anfallende Niederschlagswasser
unterhalb der belasteten Bodenschichten versickert werden soll
und somit dem Kleinklima in Form von Verdunstungskuihle
kaum oder nicht zur Verfligung stehen wird. Somit wiirde sich
das Dach einer Flache von anndhernd 8000 m? ohne
Begriinung sehr negativ auf das Kleinklima auswirken. Selbst
wenn die Flache bisher eine Brache war, sollte
zukunftsorientiert das Dach begrint werden. Ein schlechter
Zustand sollte nicht fiir die voraussichtlich lange Lebensdauer
des Gebaudes aufrechterhalten werden. Eine begrunte
Dachflache dient dann bereits vor Ort der Regenriickhaltung.
Die beabsichtigte Ausstattung mit Photovoltaikanlagen kann in
Kombination mit Dachbegrunung stattfinden. Die kihlende
Wirkung der Begriinung wirkt sich im Hochsommer positiv

Zu 1) Fir die Vorliegende Planung ist nicht
eine GRZ von 0,95 sondern eine GRZ von
0,8 festgesetzt. Diese GRZ von 0,8 darf
jedoch durch die Grundflachen der geman
§ 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten
Anlagen, wie z.B. Garagen und Stellplatze
mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO insgesamt bis zu
einer Grundflachenzahl - GRZ — von
hoéchstens 0,95 tberschritten werden. Der
Wert von 0,95 stellt den maximal zulassigen
Versiegelungsgrad dar - die sog. GRZ (2) -
nicht die GRZ (1).

Statt unbebautes Griinland neu zu
versiegeln soll zunachst der bereits bebaute
Bestand nachverdichtet werden, auch wenn
das in diesem Bereich eine hthere GRZ
bedeutet.

Die zu pflanzenden Baume sowie die
Wandbegriinung sind im Vorhaben- und
ErschlieBungsplan ersichtlich und werden
Uber diesen Plan festgesetzt. Der
Vorhaben- und ErschlielBungsplan ist
Bestandteil des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans, es ist nicht erforderlich
Festsetzungen mehrfach aufzufiihren.
Dariiber hinaus gibt es zur
Fassadenbegriinung eine textliche
Festsetzung in Teil C — textliche
Festsetzungen und Hinweise unter Punkt
10

Die Festsetzung wird zum Entwurf zur
Verbesserung der Verstandlichkeit
angepasst und wird lauten: Die Fassade im
Sidwesten ist mit einem Anteil von
mindestens 20% der Wandflache mit
Kletter- oder Rankpflanzen zu begriinen
Als zusatzliche Kompensation werden die
Décher des Birotraktes zum Entwurf als
begriinte Flachdacher ausgebildet.

Die Stellplatze werden bei der Ermittlung
der GRZ als vollstédndig mit berechnet.
Durch die Ausbildung der Stellplatze mit
wasserdurchlassigen Beldgen haben diese
Flachen keine 100 % Versiegelung und
eine geringfugigere Auswirkung auf die
natirliche Funktion des Bodens.

Daruber hinaus ist die Herstellung von
wasserdurchlassigen STP nicht gesetzlich
vorgeschrieben und kann daher nicht als
"zukunftsorientiert selbstversténdlich"
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auf die Energiegewinnung aus, welche sonst bei Hitze reduziert
ist.

(3) Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen werden unter C
Textliche Festsetzungen 10. Uberschrift zu (4), (5) und (6) zwar
in ihrer Hohenentwicklung behandelt und ermdglicht. Da sie
geman Art. 44a, (2) BayBO verpflichtend sind, empfehlen wir
jedoch, einen entsprechenden Hinweis aufzunehmen.

betrachtet werden und als
Kompensationsmafinahme nicht gewertet
werden

Das Satteldach als vorwiegende Dachform
ergibt sich aus den Anforderungen
hinsichtlich der Gebaudenutzung und
entspricht den Gestaltungsabsichten der
blueFLUX Energy AG. Das Satteldach ist
im Markt PeiRenberg und in der direkten
Umgebung die dominierende Dachform und
verleiht der Marktgemeinde ein
harmonisches Erscheinungsbild. Im Bereich
des Burotrakts im Stidwesten und im
Norden des Neubaus wird zum Entwurf ein
Flachdach mit Dachbegriinung festgesetzt.

Zu 3) Folgender Hinweis wird redaktionell
aufgenommen:

.Gemal Art. 44a, (2) haben die Eigentiimer
von Nichtwohngebauden, deren Antrag auf
Baugenehmigung oder deren vollstandige
Bauvorlagen ab dem 1. Marz 2023 fur
Gebaude, die ausschlief3lich gewerblicher
oder industrieller Nutzung zu dienen
bestimmt sind, (...) eingehen,
sicherzustellen, dass Anlagen in
angemessener Auslegung zur Erzeugung
von Strom aus solarer Strahlungsenergie
auf den hierfur geeigneten Dachflachen
errichtet und betrieben werden®.

Beschlussvorschlag:

Der Marktgemeinderat PeiRenberg nimmt den dargestellten Sachverhalt zur Kenntnis.

Beschlussvorschlag 1)

Stellungnahmen ohne Bedenken oder Anrequngen haben abgegeben:

6. LRA Weilheim-Schongau/Brandschutzdienststelle
10. Staatliches Bauamt Weilheim
16. Gemeinde Bobing
19. Gemeinde Wessobrunn
17. Gemeinde Oberhausen

05.09.2023
26.07.2023
20.07.2023
24.07.2023
03.08.2023

Der Marktgemeinderat nimmt die oben genannten Stellungnahmen der Fachbehdrden, die
ohne Bedenken oder Anregungen abgegeben wurden, zur Kenntnis.

Abstimmungsergebnis zu 1):

23:0

Beschlussvorschlag 2)
Keine Stellungnahmen haben abgegeben:
1. Regierung von Oberbayern

11. Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung Weilheim i.OB

15. Gemeinde Polling
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18. Gemeinde HohenpeiRenberg
23. DB Netz AG

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass von folgenden Fachbehdrden keine
Stellungnahme eingegangen ist.

Abstimmungsergebnis zu 2): 23:0

Die eingegangenen Stellungnahmen nach 8§ 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB, §
4 Abs. 2 BauGB werden zur Kenntnis genommen.

Beschlussvorschlag 3)
2. Planungsverband Region Oberland vom 11.09.2023
12. Raumordnung, Landes- und Regionalplanung der Regierung von Oberbayern
vom 08.09.2023

werden zur Kenntnis genommen und der vorgeschlagenen Abwéagung wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis zu 3): 23:0

Beschlussvorschlag 4)
3. Regeriung von Oberbayern — Bergamt Stid vom 25.08.2023
4. Handwerkskammer fiir Miinchen und Oberbayern vom 08.09.2023
13. Bayrisches Landesamt fiir Denkmalpflege vom 23.08.2023
14. Bergrechteverwaltung vom 24.07.2023
20. Eisenbahn-Bundesamt vom 01.08.2023
werden zur Kenntnis genommen und entsprechende Hinweise aufgenommen. Eine
Anderung der Planung ergibt sich hieraus nicht.

Abstimmungsergebnis zu 4): 23:0

Beschlussvorschlag 5)
5. IHK fir Minchen und Oberbayern vom 24.08.2023
werden zur Kenntnis genommen und der vorgeschlagenen Abwéagung wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis zu 5): 23:0

Beschlussvorschlag 6)
7. Wasserwirtschaftsamt Weilheim vom 19.09.2023 mit Ergédnzung vom 15.11.2023
8. LRA Weilheim-Schongau/technischer Umweltschutz vom 07.08.2023
LRA Weilheim-Schongau/Bauverwaltung vom 08.09.2023
LRA Weilheim-Schongau/Wasserrecht vom 04.09.2023

22. Gemeindewerke Peil3enberg vom 26.08.2023

werden zur Kenntnis genommen. Eine abschlieBende Abwagung kann zum jetzigen
Zeitpunkt nicht durchgefuhrt werden.

Abstimmungsergebnis zu 6): 23:0
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Beschlussvorschlag 7)
9. LRA Weilheim-Schongau/Fachlicher Naturschutz, Gartenkultur, Landespflege vom
29.08.2023
werden zur Kenntnis genommen und der vorgeschlagenen Abwéagung wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis zu 7): 23:0

Beschlussvorschlag 8)
21. PeilRenberger Kraftwerksgesellschaft mbH vom 02.08.2023
wird zur Kenntnis genommen und der vorgeschlagenen Abwagung zugestimmt.

Abstimmungsergebnis zu 8): 23:0

Beschlussvorschlag 9)
LRA Weilheim-Schongau/Stadtebau vom 05.09.2023
wird zur Kenntnis genommen und der vorgeschlagenen Abwagung zugestimmt.

Abstimmungsergebnis zu 9): 23:.0
Beschlussvorschlag 10)
Der Bebauungsplanentwurf ist entsprechend der fachlichen Wirdigung/Abwagung zu andern.

Abstimmungsergebnis zu 10): 23:0

Abstimmungsergebnis: 23:0

5 Kenntnisgaben

5.1 Verkauf Blumensamen
Der Vorsitzende gibt bekannt, dass ab sofort wieder Blumensamen fiir eine Blumenwiese tber die
Rathausverwaltung bestellt werden kann.

5.2. Blrgerbeteiligung — Klimakonzept

Der Vorsitzende stellt die Mdglichkeit vor, Vorschlage und Ideen zum Thema Klimaschutzkonzept
einzubringen. Die Ideenkarte ist aufzurufen unter: www.mitmachen-peissenberg.de. Eine breite
Akteurs- und Birgerbeteiligung soll den Weg bzw. die Wege aufzeigen, wie ein klimaneutrales und
nachhaltiges Peil3enberg erreicht werden kann.

5.3 Ferienprogramm 2024

Der Vorsitzende teilt mit, dass das Ferienprogramm 2024 wieder von der Verwaltung erstellt wird.
Veranstalter, die Programmpunkte anbieten kénnen, kdnnen sich gerne bei der Rathausverwaltung
melden.

5.4 Kindertagesstatten — Tag der offenen Tur / Anmeldung
Der Vorsitzende gibt die Termine fur den Tag der offenen Tir und die Anmeldung in den
Kindertagesstatten bekannt.

5.5 Brickenbau - Sperrung der Bahnunterfihrung

Der Vorsitzende gibt bekannt, dass 2024 die Eisenbahnuiberfiihrung tber den Schwalbenweg
durch die Deutsche Bahn erneuert wird. Der Durchgang wird daher von Mérz bis einschlief3lich
November 2024 gesperrt.
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5.6 Grundwassersituation Ortsbereich Scheithauf

Der Vorsitzende gibt auf eine Anfrage von MGR RielRenberger bei der MGR-Sitzung vom 13.12.23
zum Thema Grundwassersituation Ortsbereich Scheithauf folgende Antwort des
Wasserwirtschaftsamtes Weilheim bekannt: ,Wir werden vor der diesjahrigen Hochwassersituation
die Auflandung bewerten und voraussichtlich wieder Geschiebe entnehmen.*

5.7 Rigistral3e - Einbahnregelung
MGR RielRenberger bittet um Priifung, ob die bestehende EinbahnstralRenregelung (gilt auch ftr
Radfahrer) in der Rigistral3e von der Hochreuther Str. kommend noch notwendig ist.

5.8 Antrag BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN zur Erhaltung der Biodiversitat auf der neuen
Bergehalde

MGR Reichhart verlieRt im Auftrag von MGRin Daiber einen Antrag der Fraktion BUNDNIS 90 /
DIE GRUNEN zur Erhaltung der Biodiversitat auf der neuen Bergehalde.

5.9 Anfrage Sachstand Tempo 30-Zone Untere Hauptstralle - Bachstralle
MGR Bichlmayr erkundigt sich nach dem Sachstand beim Thema Tempo 30-Zone im Bereich
Untere Hauptstral3e / Bachstralle

5.10 Geplanter Hochwasserschutz ausreichend?

MGR Wourzinger beantragt, bei den Planern und beim Wasserwirtschaftsamt eine Stellungnahme
zum Thema Hochwasserschutz einzuholen, ob der von uns vorgesehene und geplante
Hochwasserschutz tatsachlich ausreichend ist. Er verweist dabei auf die Stellungnahmen zum
Thema PKG-Geladnde an der Hochreuther Strafl3e, wo nicht nur von HQ100 sondern von HQextrem
gesprochen wird. Er gibt zu bedenken, dass der Markt hier Millionen investiert, und dann ist am
Schluss der Hochwasserschutz wieder nicht ausreichend. Das wére fur uns aber auch fur die
Birger, insbesondere die durch Hochwasser betroffenen Birger nicht akzeptabel. Wir missen
sicher gehen, dass es den betroffenen Anwohnern wieder moglich ist, durch die vom Markt
getroffenen HochwasserschutzmaRnahmen Elementarversicherungen zu bekommen und auch zu
entsprechend annehmbaren Preisen.

5.11 Jugendarbeit- hier Zuriickweisung der Kiindigung Vereinbarung
Personalkostenzuschuss Jugendzentrum

MGR Bichlmayr spricht Lob an den Vorsitzenden aus, dass er das Ansinnen des Landratsamtes,
den Personalzuschuss fir eine ganze Stelle beim Jugendzentrum zu streichen (die entsprechende
Vereinbarung zwischen Landratsamt und Markt wurde vom Landratsamt zum 31.12.2024
gekindigt) zuriickgewiesen hat. Dies ist der falsche Weg des Landkreises, hier bei der so
wichtigen Jugendarbeit zu sparen.

Mit Dank fur die gute Mitarbeit schlie3t Erster Blrgermeister Frank Zellner um 20:40 Uhr die
offentliche Sitzung des Marktgemeinderates.

Frank Zellner Ludwig Hanakam
Erster Burgermeister Schriftfihrung

offentliche Sitzung des Marktgemeinderates vom 24.01.2024 Seite 28 von
28



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	BM_TEXT2
	SMC_BM_SNFUNK
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_Text3
	Betreff
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu

